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A R B E I T S H I L F E N       

Niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote 

Angebote zur Unterstützung im Alltag 

 

AKTUELLE INFORMATION                 Oktober  2016 

Bestandsschutz bezogen auf die Betreuungs- und Entlastungsleistungen (208€) 

nach § 45b SGB XI         

Zum Bestandschutz - bezogen auf die Betreuungs- und Entlastungsleistungen in Höhe von bislang 208,00 

Euro hat der Gesetzgeber folgende Regelung getroffen: 

§ 141 Abs. 2 SGB XI regelt den Besitzstandsschutz für Pflegebedürftige, die am 31.12.2016 einen An-

spruch auf den erhöhten Betrag nach § 45b SGB XI haben. Sind die dem Pflegebedürftigen zustehenden 

Leistungsansprüche nach §§ 36, 37 oder § 41 SGB XI ab dem 01.01.2017 nicht um jeweils mindestens 

83,00 EUR höher als die am 31.12.2016 bestehenden Ansprüche, erhalten sie Besitzstandsschutz in Form 

eines Zuschlags auf den Entlastungsbetrag nach § 45b SGB XI in der ab dem 01.01.2017 geltenden Fas-

sung. Die erhöhten Leistungsbeträge nach § 123 SGB XI in der bis zum 31.12.2016 geltenden Fassung 

sind dabei in die vergleichende Betrachtung mit einzubeziehen. 

Die Höhe des Zuschlags errechnet sich aus der Differenz zwischen dem am 31.12 2016 geltenden erhöh-

ten Betrag (208,00 EUR) und dem Entlastungsbetrag nach § 45b Abs. 1 Satz 1 SGB XI in der ab dem 

01.01.2017 geltenden Fassung (125,00 EUR). Somit ergibt sich zum 01.01.2017 ein monatlicher Zuschlag 

in Höhe von 83,00 EUR. Wird der Entlastungsbetrag zukünftig angehoben, sinkt der Zuschlag entspre-

chend, so dass stets ein Anspruch in Höhe von bis zu 208,00 EUR monatlich für Leistungen nach § 45b 

SGB XI besteht. 

Nach Berechnungen ergibt sich eine solche Zuschlagszahlung nur für Pflegebedürftige, die momentan im 

Rahmen der Härtefallregelung in der Pflegestufe III Pflegesachleistungen beziehen und zugleich eine 

erhöhte Einschränkung der Alltagskompetenz haben. 

 Der monatliche Zuschlag kann ebenso wie der Entlastungsbetrag gemäß § 45b Abs. 2 SGB XI flexibel 

innerhalb des jeweiligen Kalenderjahres in Anspruch genommen und der nicht verbrauchte Betrag eben-

falls in das darauffolgende Kalenderhalbjahr übertragen werden. Der Zuschlag wird bei Bestehen eines 

Anspruchs auf den Entlastungsbetrag automatisch gewährt, er muss also nicht gesondert beantragt 

werden. 
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Beispiel 1: 
 Ein Pflegesachleistungsbezieher der Pflegestufe III, bei dem ein außergewöhnlich hoher Pflegeaufwand 
i.S.d. § 36 Abs. 4 SGB XI sowie eine in erhöhtem Maße eingeschränkte Alltagskompetenz nach § 45b Abs. 
1 SGB XI vorliegt, wird zum 01.01.2017 in den Pflegegrad 5 übergeleitet. 
 
Höchstleistungsansprüche: 
bis Dezember 2016:      Pflegesachleistung 1.995,00 EUR 
ab Januar 2017:            Pflegesachleistung 1.995,00 EUR 
 
Ergebnis:  
Die Differenz zwischen den Pflegesachleistungen bis Dezember 2016 und dem Pflegesachleistungsan-
spruch ab Januar 2017 beträgt 0,00 EUR. Da der Höchstleistungsanspruch ab Januar 2017 nicht um min-
destens 83,00 EUR höher ist als der entsprechende Höchstleistungsanspruch in der am 31.12.2016 gel-
tenden Fassung, besteht Anspruch auf einen Zuschlag auf den Entlastungsbetrag im Rahmen des Besitz-
standsschutzes nach § 141 Abs. 2 SGB XI in Höhe von 83,00 EUR. 
 

  

Beispiel 2: 
 Ein Pflegesachleistungsbezieher der Pflegestufe III, bei dem ein außergewöhnlich hoher Pflegeaufwand 
i.S.d. § 36 Abs. 4 SGB XI sowie eine in erhöhtem Maße eingeschränkte Alltagskompetenz nach § 45b Abs. 
1 SGB XI vorliegt, wird zum 01.01.2017 in den Pflegegrad 5 übergeleitet. Der Versicherte nimmt ebenfalls 
Leistungen der Tagespflege nach § 41 SGB XI in Anspruch. 
 
Höchstleistungsansprüche: 
bis Dezember 2016:      Pflegesachleistung 1.995,00 EUR         Tagespflege 1.612,00 EUR 
ab Januar 2017:            Pflegesachleistung 1.995,00 EUR         Tagespflege 1.995,00 EUR 
 
Ergebnis: 
Der Leistungsbetrag der Tages- und Nachtpflege nach § 41 SGB XI erhöht sich zum 01.01.2017 um 383,00 
EUR. Die Differenz zwischen den Pflegesachleistungen bis Dezember 2016 und dem Pflegesachleistungs-
anspruch ab Januar 2017 beträgt 0,00 EUR. Da die Höchstleistungsansprüche nach §§ 36 und 41 SGB XI 
jeweils getrennt voneinander zu vergleichen sind und der Sachleistungsanspruch ab Januar 2017 nicht 
um mindestens 83,00 EUR höher ist als der entsprechende Höchstleistungsanspruch in der am 
31.12.2016 geltenden Fassung, ist ein Zuschlag im Rahmen des Besitzstandsschutzes nach § 141 Abs. 2 
SGB I in Höhe von 83,00 EUR auf den Entlastungsbetrag zu gewähren. 
 

  

Beispiel 3: 
Ein Pflegegeldbezieher der Pflegestufe I mit einer in erhöhtem Maße eingeschränkten Alltagskompetenz 
wird zum 01.01.2017 in den Pflegegrad 3 übergeleitet. 
  
Höchstleistungsansprüche: 
bis Dezember 2016:      Pflegegeld 316,00 EUR 
ab Januar 2017:            Pflegegeld 545,00 EUR 
  
Ergebnis: 
Die Differenz zwischen dem Pflegegeldanspruch bis Dezember 2016 und dem Pflegegeldanspruch ab 
Januar 2017 beträgt 229,00 EUR. Da der Höchstleistungsanspruch ab Januar 2017 damit um mindestens 
83,00 EUR höher ist als der entsprechende Höchstleistungsanspruch in der am 31.12.2016 geltenden 
Fassung, ist kein Zuschlag zu gewähren. Das höhere Pflegegeld kompensiert den Wegfall des erhöhten 
Betrages nach § 45b Abs. 1 SGB XI in der bis zum 31.12.2016 geltenden Fassung. 

 


